Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/677 


Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüditlinge und Kriegsgeschädigte 

III 3 a - 3721/1 - 388/66 


Bonn, den 7. Juni 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesetz betreffend Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der 

SBZ 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Korspeter, Rehs, 
Bartsch, Kaffka, Hirsch, Lemper und der Fraktion der 
SPD 

- Drucksache V/646 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Wie viele Anträge auf Gewährung von Einrichtungshilfe nach 
dem Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der so- 
wjetisch besetzten Zone Deutschlands und dem Sov/jetsektor von 
Berlin sind bisher gestellt worden? 


Nach den statistischen Meldungen der Länder sind seit dem 
Inkrafttreten des Flüchtlingshilfegesetzes am 24. Juli vorigen 
Jahres bis zum 30. April dieses Jahres insgesamt 14 891 An- 
träge auf Gewährung der Einrichtungshilfe bei den Ausgleichs- 
ämtern gestellt worden. 


2. Wie vielen der unter Nummer 1 genannten Anträge ist ent- 
sprochen worden? 

Die Bearbeitung der Anträge durch die Ausgleichsämter ist 
nach der unvermeidlidren Anlaufzeit erst seit Anfang dieses 
Jahres recht in Gang gekommen. Bis zum 30. April 1966 sind 
1947 Anträge durch Bewilligung einer Einrichtungshilfe erle- 
digt worden; das sind 13,1 vom Hundert aller vorliegenden 
Anträge. Bewilligt wurden 2 251 825 DM. 


3. Bestehen hinsiditlidi der Zahl der gestellten Anträge und der 
Bewilligungen regionale Untersdiiede ? 

Regionale Unterschiede zeigen sich in den bisher vorliegen- 
den statistischen Ergebnissen sowohl bei den gestellten An- 
trägen als auch bei den Bewilligungen. In beiden Kategorien 
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entsprechen die Verhältniszahlen nicht durchweg dem Anteil 
der einzelnen Länder an der Gesamtzahl der Deutschen aus 
dem sowjetischen Besatzungsbereich ohne Flüchtlingsausweis C. 
Auch sind die Abweichungen in einigen Ländern bei den An- 
trägen anders als bei den Bewilligungen. 

Im Verhältnis zu der Zahl der potentiell Antragsberechtigten 
— das sind rund 280 000 “ sind die Antragszahlen und die 
Bewilligungszahlen noch gering. Angesichts dieser Tatsache 
und angesichts der Kürze des Ermittlungszeitraums — praktisch 
nur vier Monate — ist noch keine zuverlässige Deutung und 
Wertung möglich, und zwar weder hinsichtlich der regionalen 
Unterschiede noch hinsichtlich der finanziellen Gesamtwirkung 
des Gesetzes. Die erste Statistik zur Einrichtungshilfe wird 
vom Bundesausgleichsamt nach dem Vorliegen der Ergebnisse 
des zweiten Quartals, also nach dem 30. Juni d. J., ver- 
öffentlicht. Es ist zu vermuten, daß dann ein finanzielles und 
regionales Urteil schon möglich ist. 


Dr. Gradl 



